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Text 

Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen 

§ 243c. (1) Große Gesellschaften und Unternehmen von öffentlichem Interesse, die in der 
mineralgewinnenden Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern tätig sind, 
haben jährlich einen Bericht über Zahlungen an staatliche Stellen zu erstellen. Gesellschaften, bei denen 
die Zahlungen an staatliche Stellen im konsolidierten Bericht eines Mutterunternehmens mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum enthalten sind, der nach den Anforderungen des Art. 44 der Bilanz-Richtlinie erstellt und 
offengelegt wurde, sind davon befreit, wenn sie im Anhang des Jahresabschlusses angeben, bei welchem 
Unternehmen sie in den konsolidierten Bericht einbezogen sind und wo dieser erhältlich ist. 

(2) Als Tätigkeit in der mineralgewinnenden Industrie ist eine Tätigkeit auf dem Gebiet der 
Exploration, Prospektion, Entdeckung, Weiterentwicklung und Gewinnung von Mineralien, Erdöl- oder 
Erdgasvorkommen oder anderen Stoffen in den Wirtschaftszweigen zu verstehen, die in Abschnitt B 
Abteilungen 05 bis 08 von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der statistischen Systematik der 
Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates 
sowie einiger Verordnungen der EG über bestimmte Bereiche der Statistik, ABl. Nr. L 393 vom 
30. 12. 2006 S. 1, aufgeführt sind. Primärwälder sind natürlich regenerierte Wälder mit einheimischen 
Arten, in denen es keine deutlich sichtbaren Anzeichen für menschliche Eingriffe gibt und die 
ökologischen Prozesse nicht wesentlich gestört sind. 

(3) Im Bericht sind Geld- und Sachleistungen auszuweisen, die für die Tätigkeit in der 
mineralgewinnenden Industrie oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern an eine 
staatliche Stelle je Geschäftsjahr geleistet werden. Staatliche Stellen sind nationale, regionale oder lokale 
staatliche Behörden oder von solchen kontrollierte Abteilungen, Agenturen oder im Sinn des § 244 
beherrschte Unternehmen. Es ist der Gesamtwert der Leistungen im Geschäftsjahr je staatlicher Stelle 
anzugeben und zusätzlich aufzugliedern, welcher Gesamtbetrag jeweils entfällt auf 

 1. Produktionszahlungsansprüche, 
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 2. Steuern, die auf die Erträge, die Produktion oder die Gewinne von Unternehmen erhoben werden, 
ausgenommen Steuern, die auf den Verbrauch erhoben werden (wie etwa Umsatzsteuern), 
Lohnsteuern oder vom Umsatz abhängige Steuern, 

 3. Nutzungsentgelte, 

 4. Dividenden, 

 5. Unterzeichnungs-, Entdeckungs- und Produktionsboni, 

 6. Lizenz-, Miet- und Zugangsgebühren sowie sonstige Gegenleistungen für Lizenzen und/oder 
Konzessionen und 

 7. Beiträge für die Verbesserung der Infrastruktur. 

(4) Wenn die Leistungen für ein bestimmtes Projekt gewidmet sind, ist anzugeben, welcher Teil der 
gemäß Abs. 3 anzugebenden Beträge auf das Projekt entfällt. Zusätzlich ist der Gesamtwert der 
Leistungen für das Projekt anzugeben. Als Projekt ist die Gesamtheit der operativen Tätigkeiten 
anzusehen, die sich nach einer einzigen Vereinbarung oder nach mehreren inhaltlich miteinander 
verbundenen Vereinbarungen richten, welche die Grundlage für die Leistungen nach Abs. 3 bildet oder 
bilden. 

(5) Leistungen, deren Gegenwert im Geschäftsjahr unter 100.000 Euro liegt, müssen nicht 
ausgewiesen werden. Im Falle einer bestehenden Vereinbarung über regelmäßige Leistungen ist auf den 
Gesamtbetrag der verbundenen regelmäßigen Leistungen im Berichtszeitraum abzustellen. Wenn bei 
einer Aufgliederung nach Art der Leistung und nach Projekten einzelne Leistungen wegen 
Unterschreitens der Grenze von 100.000 Euro nicht ausgewiesen werden, sodass die Summe der 
aufgegliederten Einzelleistungen den anzugebenden Gesamtbetrag nicht erreicht, so ist gesondert auf die 
Inanspruchnahme dieser Erleichterung hinzuweisen. Hat eine zur Erstellung eines Berichts verpflichtete 
Gesellschaft in einem Berichtszeitraum an keine staatliche Stelle berichtspflichtige Zahlungen geleistet, 
so hat sie im Bericht nur anzugeben, dass eine Geschäftstätigkeit in der mineralgewinnenden Industrie 
oder auf dem Gebiet des Holzeinschlags in Primärwäldern ausgeübt wurde, ohne dass berichtspflichtige 
Zahlungen geleistet wurden. 

(6) Bei der Angabe der Leistungen wird auf den Inhalt der betreffenden Zahlung oder Tätigkeit und 
nicht auf deren Form Bezug genommen. Zahlungen und Tätigkeiten dürfen nicht künstlich mit dem Ziel 
aufgeteilt oder zusammengefasst werden, die Anwendung dieser Bestimmung zu umgehen. Soweit 
Sachleistungen erbracht werden, sind ihr Wert und, wenn möglich, ihr Umfang anzugeben. Ergänzende 
Erläuterungen sind beizufügen, um darzulegen, wie ihr Wert festgelegt worden ist. 

(7) Ist eine staatliche Stelle stimmberechtigter Anteilsinhaber der Gesellschaft, so müssen gezahlte 
Dividenden oder Gewinnanteile nur berücksichtigt werden, wenn sie 

 1. nicht unter denselben Bedingungen wie an andere Anteilsinhaber mit vergleichbaren Anteilen 
gleicher Gattung gezahlt wurden oder 

 2. anstelle von Produktionsrechten oder Nutzungsentgelten gezahlt wurden. 

(8) Unternehmen, die einen Bericht nach gleichwertigen Berichtspflichten eines Drittlands erstellen 
und gemäß § 277 offenlegen, sind von der Erstellung eines Berichts nach Abs. 1 ausgenommen. Ob die 
Berichtspflichten eines Drittlands gleichwertig sind, ist nach den aufgrund des Art. 47 der Bilanz-
Richtlinie ergangenen Durchführungsrechtsakten zu beurteilen. 


